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Anmerkung

VwGH v. 17.3.2016, Ro 2016/22/0004

Text

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seine Richterin Mag. Stojic über die Säumnisbeschwerde des Herrn I. K.,

vertreten durch RA, vom 11.07.2014, wegen Verletzung der EntscheidungspDicht im Verfahren des

Landeshauptmannes von Wien, Magistratsabteilung 35, Zahl: MA35-9/2784952-07, betreFend den Antrag vom

26.07.2013 auf Erteilung eines Aufenthaltstitels,Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seine Richterin Mag. Stojic

über die Säumnisbeschwerde des Herrn römisch eins. K., vertreten durch RA, vom 11.07.2014, wegen Verletzung der

EntscheidungspDicht im Verfahren des Landeshauptmannes von Wien, Magistratsabteilung 35, Zahl: MA35-9/2784952-

07, betreffend den Antrag vom 26.07.2013 auf Erteilung eines Aufenthaltstitels,

zu Recht e r k a n n t:

I. Gemäß § 28 in Verbindung mit § 8 VwGVG wird dem Beschwerdeführer nach den Bestimmungen des Niederlassungs-

und Aufenthaltsgesetzes (NAG) ein Aufenthaltstitel “Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ (§ 8 Abs. 1 Z 2 NAG) für die Dauer von

12 Monaten erteilt.römisch eins. Gemäß Paragraph 28, in Verbindung mit Paragraph 8, VwGVG wird dem

Beschwerdeführer nach den Bestimmungen des Niederlassungs-und Aufenthaltsgesetzes (NAG) ein Aufenthaltstitel

“Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ (Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer 2, NAG) für die Dauer von 12 Monaten erteilt.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an römisch zwei. Gegen dieses Erkenntnis

ist gemäß Paragraph 25 a, VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig.den Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4,

B-VG zulässig.

Entscheidungsgründe

Der Beschwerdeführer stellte am 26.07.2013 einen Zweckänderungsantrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels,

welcher ihn zur Ausübung einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit berechtige, sohin zumindest einer

„Niederlassungsbewilligung“. In weiterer Folge erhob der Beschwerdeführer am 11.08.2014, eingelangt bei der

belangten Behörde am 13.08.2014, eine Säumnisbeschwerde hinsichtlich des Verfahrens bei der belangten Behörde

(GZ MA 35-9/2784952-07) und begründete diese wie folgt:

„Gemäß § 8 VwGVG kann eine Säumnisbeschwerde erst erhoben werden, wenn die Behörde die Sache nicht innerhalb

von sechs Monaten entschieden hat. Diese Frist beginnt mit dem Einlangen des Antrags auf Sachentscheidung.

„Gemäß Paragraph 8, VwGVG kann eine Säumnisbeschwerde erst erhoben werden, wenn die Behörde die Sache nicht

innerhalb von sechs Monaten entschieden hat. Diese Frist beginnt mit dem Einlangen des Antrags auf

Sachentscheidung.

Im vorliegenden Fall hat der Beschwerdeführer am 26.07.2013 zu GZ MA 35-9/2784952-einen Antrag auf Erteilung

eines (weiteren) Aufenthaltstitels bei der MA 35 eingebracht. Das Verfahren ist somit seit nunmehr fast 12 Monaten

anhängig, weshalb die Frist zur Entscheidung jedenfalls abgelaufen ist.

Die Verzögerung ist auch nicht vom Beschwerdeführer verschuldet, da dieser im Verfahren durchgängig seiner

Mitwirkungspflicht nachgekommen ist.

(Zum Sachverhalt:)

Der Beschwerdeführer ist türkischer Staatsbürger und seit über 8 Jahren in Österreich aufhältig. Zuletzt verfügte er

über eine Aufenthaltsbewilligung als Studierender, welche bis 14.09.2013 gültig war. Bereits während seines Studiums

war er mehrere Jahre selbstständig erwerbstätig. Seit 01.01.2013 geht der Beschwerdeführer durchgehend einer

unselbständigen Erwerbstätigkeit nach. Aktuell liegt eine Beschäftigungsbewilligung bis April 2015 vor.

Der EuGH hat mit Urteil vom 24. Januar 2008 in der Rechtssache C 294/06 (Payir) entschieden, dass auch Studenten

und eine Au-pair-Kraft als Arbeitnehmer ordnungsgemäß beschäftigt sein können und daher in der Lage sind, eine

Rechtsstellung nach Art. 6 Abs. 1 ARB 1/80 zu erlangen. Aus diesem Recht hat der EuGH schon frühzeitig ein

Aufenthaltsrecht abgeleitet:Der EuGH hat mit Urteil vom 24. Januar 2008 in der Rechtssache C 294/06 (Payir)
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entschieden, dass auch Studenten und eine Au-pair-Kraft als Arbeitnehmer ordnungsgemäß beschäftigt sein können

und daher in der Lage sind, eine Rechtsstellung nach Artikel 6, Absatz eins, ARB 1/80 zu erlangen. Aus diesem Recht

hat der EuGH schon frühzeitig ein Aufenthaltsrecht abgeleitet:

Der Umstand, dass einem türkischen Staatsangehörigen gestattet worden ist, als Student in das Hoheitsgebiet eines

Mitgliedsstaates einzureisen, kann ihm nicht die Eigenschaft als „Arbeitnehmer“ nehmen und ihn nicht von der

Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrats

vom 19. September 1980 über die Entwicklung der Assoziation ausschließen. Dieser Umstand hindert den

betreFenden Staatsangehörigen daher nicht daran, sich auf diese Vorschrift zu berufen, um eine Erneuerung seiner

Arbeitserlaubnis zu erhalten und in den Genuss eines dementsprechenden Aufenthaltsrechts zu kommen.Der

Umstand, dass einem türkischen Staatsangehörigen gestattet worden ist, als Student in das Hoheitsgebiet eines

Mitgliedsstaates einzureisen, kann ihm nicht die Eigenschaft als „Arbeitnehmer“ nehmen und ihn nicht von der

Zugehörigkeit zum regulären Arbeitsmarkt im Sinne von Artikel 6, Absatz eins, des Beschlusses Nr. 1/80 des

Assoziationsrats vom 19. September 1980 über die Entwicklung der Assoziation ausschließen. Dieser Umstand hindert

den betreFenden Staatsangehörigen daher nicht daran, sich auf diese Vorschrift zu berufen, um eine Erneuerung

seiner Arbeitserlaubnis zu erhalten und in den Genuss eines dementsprechenden Aufenthaltsrechts zu kommen.

Dies triFt wie dargelegt, auch auf den Beschwerdeführer zu. Er beabsichtigt, auch weiterhin einer Erwerbstätigkeit in

Österreich nachzugehen und stellte daher am 26.07.2013 einen Zweckänderungsantrag auf Erteilung eines

entsprechenden Aufenthaltstitels (hier einer Niederlassungsbewilligung).

Auf Basis der dargestellten Rechtslage wäre dem Beschwerdeführer daher zumindest eine Niederlassungsbewilligung

zu erteilen.

Da die belangte Behörde bisher nicht in der Sache entschieden hat, erachtet sich der Beschwerdeführer in seinem

subjektiven Recht auf Sachentscheidung verletzt. Der Beschwerdeführer hat aus den genannten Gründen ein

rechtliches Interesse an der Erteilung des beantragten Aufenthaltstitels.“

Der Beschwerdeführer beantragte, das Verwaltungsgericht Wien möge über den Antrag vom 26.07.2013 auf Erteilung

einer Niederlassungsbewilligung gem. Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG und § 28 Abs. 1 VwGVG in der Sache erkennen und dem

Beschwerdeführer den beantragten Aufenthaltstitel erteilen.Der Beschwerdeführer beantragte, das

Verwaltungsgericht Wien möge über den Antrag vom 26.07.2013 auf Erteilung einer Niederlassungsbewilligung gem.

Artikel 130, Absatz eins, ZiFer 3, B-VG und Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG in der Sache erkennen und dem

Beschwerdeführer den beantragten Aufenthaltstitel erteilen.

Die belangte Behörde verzichtete auf Nachholung des Bescheides und legte die Beschwerde an das Verwaltungsgericht

Wien vor.

Das Verwaltungsgericht Wien führte am 19.01.2015, fortgesetzt am 20.05.2015 eine mündliche Verhandlung durch, zu

der der Beschwerdeführer gemeinsam mit der ausgewiesenen Rechtsvertreterin erschienen ist. Die belangte Behörde

verzichtete vorab auf die Teilnahme an einer mündlichen Verhandlung und entsandte demnach keinen Vertreter.

In der Verhandlung am 19.01.2015 machte der Beschwerdeführer folgende Angaben:

„Ich bin von meiner Ex-Ehegattin Ka. N. (K.) seit 2009 oder 2010 geschieden. Sie ist türkische Staatsangehörige und lebt

mit den Kindern in der Türkei.

Ich verfügte über in der Vergangenheit über Aufenthaltsbewilligungen als Studierender. Ich lebe seit 2004 in

Österreich. Meine letzte Aufenthaltsbewilligung war gültig vom 14.09.2012 bis 14.09.2013. Am 26.07.2013 habe ich

einen Antrag auf einen Aufenthaltstitel gestellt, der mich zu einer Erwerbstätigkeit berechtigt

(Niederlassungsbewilligung mit einer entsprechenden arbeitsmarktrechtlichen Bewilligung).

Ich bin derzeit laufend seit 15.04.2014 bei der „Ne. GmbH“ beschäftigt. Ich lege dazu eine Beschäftigungsbewilligung

vom 14.04.2014 bis 13.04.2015, ausgestellt am 12.04.2014 in Kopie vor. Diese wird zum Akt genommen. Ich arbeite ein

paar Stunden mehr als 20 Stunden (Überstunden). Ich war eigentlich bei demselben Arbeitgeber bereits vom

17.04.2013 bis 22.07.2013 beschäftigt. Es handelt sich um Herrn Z.. Herr Z. hat mich damals gekündigt.

Die früheren Dienstverhältnisse wurden jeweils nicht von ihnen beendet. Das Dienstverhältnis mit Herrn A. Is.

(22.02.2014-31.03.2014) wurde allerdings einvernehmlich beendet, da ich mich mit meinem Arbeitgeber nicht
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verstanden habe. Ich war außerdem von 20.03.2014 bis 23.03.2014 im Krankenstand. Die früheren Dienstverhältnisse

wurden jeweils nicht von ihnen beendet. Das Dienstverhältnis mit Herrn A. römisch eins s. (22.02.2014-31.03.2014)

wurde allerdings einvernehmlich beendet, da ich mich mit meinem Arbeitgeber nicht verstanden habe. Ich war

außerdem von 20.03.2014 bis 23.03.2014 im Krankenstand.

Meine Meldung im Polizeianhaltezentrum ... betraf eine Ersatzfreiheitsstrafe im Zusammenhang mit einer Parkstrafe.

Ich habe darüber hinaus Parkstrafen und Strafen wegen Geschwindigkeitsübertretungen.

Ich verfüge über keine schriftlichen Kündigungsschreiben meiner ehemaligen Arbeitgeber. Die Kündigungen wurden

mündlich ausgesprochen.“

Die Vertreterin des Beschwerdeführers führte ergänzend aus:

„Die sich aus den VDA ergebenden Zeiten der Arbeitslosigkeit bzw. die Unterbrechungen der Dienstverhältnisse waren

unverschuldet. Der Bf (Beschwerdeführer) hat sich jeweils bemüht unverzüglich wieder Arbeit zu Onden. Die

Unterbrechungen sind daher jeweils von kurzer Dauer und führen nicht zu einem neuerlichen Beginn der

Anwartschaftsfrist. Bei dem jetzigen Arbeitgeber kann wie vorgelegt nach Erteilung eines Aufenthaltstitels eine

Vollzeitbeschäftigung aufgenommen werden und daher ein höheres Einkommen erzielt werden.“

Mit Schreiben vom 21.01.2015 informierte das Verwaltungsgericht Wien dem Beschwerdeführer zuhanden seiner

Rechtsvertreterin dahingehend, dass ihm nach der Aktenlage sowie seinen Ausführungen in der mündlichen

Verhandlung kein Anspruch nach Art. 6 Abs. 1 und 2 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei vom

19.09.1980 über die Entwicklung der Assoziation (ARB 1/80) zukomme. Dem Beschwerdeführer wurde eine Frist zur

Stellungnahme eingeräumt.Mit Schreiben vom 21.01.2015 informierte das Verwaltungsgericht Wien dem

Beschwerdeführer zuhanden seiner Rechtsvertreterin dahingehend, dass ihm nach der Aktenlage sowie seinen

Ausführungen in der mündlichen Verhandlung kein Anspruch nach Artikel 6, Absatz eins und 2 des Beschlusses Nr.

1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei vom 19.09.1980 über die Entwicklung der Assoziation (ARB 1/80) zukomme.

Dem Beschwerdeführer wurde eine Frist zur Stellungnahme eingeräumt.

In der Stellungnahme vom 16.02.2015 brachte der Beschwerdeführer zusammengefasst im Wesentlichen vor, dass er

seit 29.09.2004 in Österreich rechtmäßig aufhältig sei, daher über zehn Jahren in Österreich lebe. Der

Beschwerdeführer sei über mehr als vier Jahre hindurch als selbständig Erwerbstätiger einer ordnungsgemäßen

Beschäftigung in Österreich nachgegangen, er gehöre auch aktuell dem regulären Arbeitsmarkt in Österreich an und

erfülle somit Art. 6 Abs. 1 dritter Spiegelstrich ARB 1/80. Gem. Abs. 3 leg cit wären die vorübergehende Abwesenheit

vom Arbeitsmarkt wegen Krankheit oder unverschuldeter Arbeitslosigkeit insofern unschädlich, als diese Zeiten, die

aufgrund der vorherigen Beschäftigungszeit erworbenen Ansprüche nicht berührten. In der Stellungnahme vom

16.02.2015 brachte der Beschwerdeführer zusammengefasst im Wesentlichen vor, dass er seit 29.09.2004 in

Österreich rechtmäßig aufhältig sei, daher über zehn Jahren in Österreich lebe. Der Beschwerdeführer sei über mehr

als vier Jahre hindurch als selbständig Erwerbstätiger einer ordnungsgemäßen Beschäftigung in Österreich

nachgegangen, er gehöre auch aktuell dem regulären Arbeitsmarkt in Österreich an und erfülle somit Artikel 6, Absatz

eins, dritter Spiegelstrich ARB 1/80. Gem. Absatz 3, leg cit wären die vorübergehende Abwesenheit vom Arbeitsmarkt

wegen Krankheit oder unverschuldeter Arbeitslosigkeit insofern unschädlich, als diese Zeiten, die aufgrund der

vorherigen Beschäftigungszeit erworbenen Ansprüche nicht berührten.

Gemäß Art. 13 ARB 1/80 dürften die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und die Türkei für Arbeitnehmer und ihrer

Familienangehörigen, deren Aufenthalt und Beschäftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemäß sind, keine neuen

Beschränkungen der Bedingungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt einführen. Gem. Art. 41 Abs. 1 ZP führten die

Vertragsparteien untereinander auch keine neue Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des freien

Dienstleistungsverkehrs ein. Diese Klauseln entfalteten demnach unmittelbare Wirkung und schließen bezüglich der in

ihren Geltungsbereich fallenden türkischen Staatsangehörigen die Anwendbarkeit aller neu eingeführten

Beschränkungen aus. Das am 01.01.1995 geltende Aufenthaltsgesetz hätte die später eingeführte Unterscheidung

zwischen Aufenthaltstiteln, die nur zum vorübergehenden Aufenthalt berechtigen, und solchen, die zur Niederlassung

berechtigten, nicht gekannt. Auch eine strenge Zweckbindung des Aufenthaltes sei nicht vorgesehen gewesen. Diese

Rechtslage stelle sich im Vergleich zu den Bestimmungen des FrG 1997 und des NAG als günstiger für den

Beschwerdeführer dar, ergebe sich doch daraus, dass ihm unabhängig davon, dass er als Aufenthaltszweck zunächst

das Studium angegeben habe, ein (weiterer) Aufenthaltstitel zu erteilen sei, der ihm die Niederlassung und



Erwerbstätigkeit in Österreich ermögliche. Gemäß § 4 Abs. 2 AufG stehe ihm sogar ein unbefristetes Aufenthaltsrecht

zu, da er ohne Unterbrechung seit mehr als fünf Jahren über ein Aufenthaltsrecht für Österreich verfüge. Der

Lebensunterhalt sei durch das aktuelle Einkommen gesichert und liege eine ortsübliche Unterkunft ebenfalls

vor.Gemäß Artikel 13, ARB 1/80 dürften die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und die Türkei für Arbeitnehmer und

ihrer Familienangehörigen, deren Aufenthalt und Beschäftigung in ihrem Hoheitsgebiet ordnungsgemäß sind, keine

neuen Beschränkungen der Bedingungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt einführen. Gem. Artikel 41, Absatz eins, ZP

führten die Vertragsparteien untereinander auch keine neue Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des

freien Dienstleistungsverkehrs ein. Diese Klauseln entfalteten demnach unmittelbare Wirkung und schließen bezüglich

der in ihren Geltungsbereich fallenden türkischen Staatsangehörigen die Anwendbarkeit aller neu eingeführten

Beschränkungen aus. Das am 01.01.1995 geltende Aufenthaltsgesetz hätte die später eingeführte Unterscheidung

zwischen Aufenthaltstiteln, die nur zum vorübergehenden Aufenthalt berechtigen, und solchen, die zur Niederlassung

berechtigten, nicht gekannt. Auch eine strenge Zweckbindung des Aufenthaltes sei nicht vorgesehen gewesen. Diese

Rechtslage stelle sich im Vergleich zu den Bestimmungen des FrG 1997 und des NAG als günstiger für den

Beschwerdeführer dar, ergebe sich doch daraus, dass ihm unabhängig davon, dass er als Aufenthaltszweck zunächst

das Studium angegeben habe, ein (weiterer) Aufenthaltstitel zu erteilen sei, der ihm die Niederlassung und

Erwerbstätigkeit in Österreich ermögliche. Gemäß Paragraph 4, Absatz 2, AufG stehe ihm sogar ein unbefristetes

Aufenthaltsrecht zu, da er ohne Unterbrechung seit mehr als fünf Jahren über ein Aufenthaltsrecht für Österreich

verfüge. Der Lebensunterhalt sei durch das aktuelle Einkommen gesichert und liege eine ortsübliche Unterkunft

ebenfalls vor.

 

Durch Anfrage des Verwaltungsgerichts Wien beim zuständigen Arbeitsmarktservice Wien am 21.04.2015 konnte

erhoben werden, dass eine Verlängerung der Beschäftigungsbewilligung für den Beschwerdeführer seitens der

Arbeitgeberin Ne. GmbH am 15.04.2015, also erst nach Ablauf der zuvor erteilten Beschäftigungsbewilligung für den

Zeitraum von 14.04.2014 bis 13.04.2005, gestellt wurde.

In der fortgesetzten mündlichen Verhandlung am 20.05.2015 brachte die Vertreterin des Beschwerdeführers dazu

Folgendes vor:

„Das Verfahren zur Verlängerung der Beschäftigungsbewilligung ist weiterhin beim AMS anhängig. Zuletzt wurde ein

Nachweis darüber angefordert, dass das aufenthaltsrechtliche Verfahren weiterhin anhängig ist (Schreiben des AMS

vom 27.04.2015). Dieser Nachweis wurde erbracht mit Schreiben vom 13.05.2015.

Der Bf hat nach Art. Abs. 1, erster Spiegelstrich ARB 1/80 nach einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäftigung ein sich

direkt aus dieser Bestimmung ergebenden Rechtsanspruch auf Erneuerung der Beschäftigungsbewilligung beim

selben Arbeitgeber, sodass trotz der Antragstellung am 15.04.2015 nicht von der Unterbrechung der rechtmäßigen

Beschäftigung auszugehen ist“.Der Bf hat nach "Art". Absatz eins,, erster Spiegelstrich ARB 1/80 nach einem Jahr

ordnungsgemäßer Beschäftigung ein sich direkt aus dieser Bestimmung ergebenden Rechtsanspruch auf Erneuerung

der Beschäftigungsbewilligung beim selben Arbeitgeber, sodass trotz der Antragstellung am 15.04.2015 nicht von der

Unterbrechung der rechtmäßigen Beschäftigung auszugehen ist“.

Mit Urkundenvorlage vom 02.07.2015 reichte der Beschwerdeführer eine Kopie des Bescheides des

Arbeitsmarktservice Wien vom 30.06.2015 nach, wonach die Beschäftigungsbewilligung für den Beschwerdeführer für

die Zeit vom 14.04.2015 bis 13.04.2016 aufgrund des Antrages vom 15.04.2015 verlängert wurde.

Das Verwaltungsgericht Wien hat Beweis erhoben durch:

Einsichtnahme in den Administrativakt der belangten Behörde, in den Auszug aus dem zentralen Melderegister, den

Versicherungsdatenauszug den Auszug aus dem Integrierten Zentralen Register, in den Strafregisterauszug jeweils

vom 15.09.2015. Weiters wurde Einsicht genommen in die vom Beschwerdeführer vorgelegten Unterlagen: Mietvertrag

vom 10.6.2013 betreFend eine Mietwohnung im Haus Wien, S.-gasse, Bestätigung der Arbeitgeberin des

Beschwerdeführers vom 09.01.2015 über eine zukünftig geplante Vollbeschäftigung als Taxilenker, Kontoauszug vom

08.01.2015 mit einem Einlagenstand von Euro 6.046,00, Lohnbestätigung für den Beschwerdeführer ausgestellt am

07.01.2015 für die Monate Oktober bis Dezember 2014 mit einer Gesamthöhe von Euro 2.967,90, Bankbestätigung

betreFend die monatlich anfallenden Mietbelastungen von Euro 393,95, ausgestellt am 08.01.2015, Diplom über den

Master Business Administration sowie Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien vom 12.04.2014 betreFend die Erteilung



einer Beschäftigungsbewilligung für den Beschwerdeführer für die Zeit vom 14.04.2014 bis 13.04.2015.

Das Verwaltungsgericht sieht folgenden Sachverhalt als erwiesen an:

Der Beschwerdeführer ist ein türkischer Staatsangehöriger, am ...1980 geboren, und geschieden. Der

Beschwerdeführer lebt seit 2004 rechtmäßig im Bundesgebiet. Dem Beschwerdeführer wurden bisher Aufenthaltstitel

für den Aufenthaltszweck Ausbildung beziehungsweise Studium erteilt. Er hatte Aufenthaltstitel zum Zweck der

„Ausbildung gemäß § 7 Abs. 4 ZiFer 1 FrG“ vom 20.09.2004 bis 31.10.2006 sowie Aufenthaltsbewilligungen für den

Zweck „Studierender“ vom 01.11.2006 bis 14.09.2013 inne. Er war von 01.11.2008 bis 30.06.2013 als gewerblich

selbständiger Erwerbstätiger bei der SVA der gewerblichen Wirtschaft versichert. Der Beschwerdeführer ist ein

türkischer Staatsangehöriger, am ...1980 geboren, und geschieden. Der Beschwerdeführer lebt seit 2004 rechtmäßig

im Bundesgebiet. Dem Beschwerdeführer wurden bisher Aufenthaltstitel für den Aufenthaltszweck Ausbildung

beziehungsweise Studium erteilt. Er hatte Aufenthaltstitel zum Zweck der „Ausbildung gemäß Paragraph 7, Absatz 4,

ZiFer 1 FrG“ vom 20.09.2004 bis 31.10.2006 sowie Aufenthaltsbewilligungen für den Zweck „Studierender“ vom

01.11.2006 bis 14.09.2013 inne. Er war von 01.11.2008 bis 30.06.2013 als gewerblich selbständiger Erwerbstätiger bei

der SVA der gewerblichen Wirtschaft versichert.

Seit 08.10.2004 war der Beschwerdeführer bei diversen Arbeitgebern unselbstständig erwerbstätig, nämlich:

vom 08.10.2004 bis 30.11.2004 bei der AI. GesmbH

vom 01.06.2005 bis 03.06.2005 bei der D. GmbH

vom 11.12.2007 bis 20.05.2008 bei der Al. wobei die KG

vom 01.11.2011 bis 20.08.2012 bei Y. Ya.

vom 30.10.2012 bis 05.01.2013 bei der S. GmbH

vom 17.04.2013 bis 22.07.2013 bei St. Z.

vom 21.07.2013 bis 25.11.2013 bei W. GmbH

vom 11.12.2013 bis 17.02.2014 bei Ay. Ya.

vom 22.02.2014 bis 31.03.2014 Is. A.vom 22.02.2014 bis 31.03.2014 römisch eins s. A.

vom 20.03.2014 bis 23.03.2014 Krankengeldbezug.

vom 15.04.2014 laufend  bei Ne. GmbH

Seit 15.04.2014 ist der Beschwerdeführer laufend bei der Ne. GmbH als TaxichauFeur mit einer aufrechten

Beschäftigungsbewilligung unselbstständig erwerbstätig.

Für den aktuellen Arbeitgeber Ne. GmbH wurde zuletzt eine Beschäftigungsbewilligung für die beruDiche Tätigkeit als

TaxichauFeur für die Zeit vom 14.04.2014 bis 13.04.2015 mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien vom 12.04.2014

erteilt. Diese Beschäftigungsbewilligung wurde mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien vom 30.06.2015 für die Zeit

vom 14.04.2015 bis 13.04.2016 beim selben Arbeitgeber für die weitere beruDiche Tätigkeit als TaxichauFeur

verlängert. Der Beschwerdeführer ist unbescholten, verfügt über einen aufrechten Mietvertrag auf seinen Namen, ein

monatliches Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung, ein Sparguthaben von etwa Euro 6.000,-- und kann auf eine

Zusage seines Arbeitgebers für eine Vollzeitbeschäftigung bei Erhalt des entsprechenden Aufenthaltstitels verweisen.

Der Beschwerdeführer kann außerdem auf die Einstellungszusage der Fa. Ne. GmbH für eine Vollbeschäftigung

verweisen.

Laut Aktenlage geht der Beschwerdeführer keinem Studium mehr nach.

Das Verwaltungsgericht hat erwogen:

Rechtsgrundlagen:

Gemäß Art 130 Abs. 1 B-VG Z 3 erkennen ab 01.01.2014 die Verwaltungsgerichte über Beschwerden wegen Verletzung

der EntscheidungspDicht durch eine Verwaltungsbehörde. Gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG ZiFer 3, erkennen ab

01.01.2014 die Verwaltungsgerichte über Beschwerden wegen Verletzung der EntscheidungspDicht durch eine

Verwaltungsbehörde.



§ 28 Abs. 1 und 7 VwGVG lauten:Paragraph 28, Absatz eins und 7 VwGVG lauten:

(1) Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die

Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(7) Im Verfahren über Beschwerden wegen Verletzung der EntscheidungspDicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG kann

das Verwaltungsgericht sein Erkenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner maßgeblicher Rechtsfragen

beschränken und der Behörde auftragen, den versäumten Bescheid unter Zugrundelegung der hiermit festgelegten

Rechtsanschauung binnen bestimmter, acht Wochen nicht übersteigender Frist zu erlassen. Kommt die Behörde dem

Auftrag nicht nach, so entscheidet das Verwaltungsgericht über die Beschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst,

wobei es auch das sonst der Behörde zustehende Ermessen handhabt.(7) Im Verfahren über Beschwerden wegen

Verletzung der EntscheidungspDicht gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiFer 3, B-VG kann das Verwaltungsgericht sein

Erkenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner maßgeblicher Rechtsfragen beschränken und der Behörde

auftragen, den versäumten Bescheid unter Zugrundelegung der hiermit festgelegten Rechtsanschauung binnen

bestimmter, acht Wochen nicht übersteigender Frist zu erlassen. Kommt die Behörde dem Auftrag nicht nach, so

entscheidet das Verwaltungsgericht über die Beschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst, wobei es auch das

sonst der Behörde zustehende Ermessen handhabt.

§ 8 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) in der geltenden Fassung lautet (auszugsweise):Paragraph 8,

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) in der geltenden Fassung lautet (auszugsweise):

„Arten und Form der Aufenthaltstitel

§ 8. (1) Aufenthaltstitel werden erteilt als:Paragraph 8, (1) Aufenthaltstitel werden erteilt als:

1.

Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“, der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für

die eine schriftliche Mitteilung oder ein Gutachten gemäß §§ 20d Abs. 1 Z 1 bis 4 oder 24 AuslBG erstellt wurde,

berechtigt;Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“, der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer

Erwerbstätigkeit, für die eine schriftliche Mitteilung oder ein Gutachten gemäß Paragraphen 20 d, Absatz eins, Ziffer

eins bis 4 oder 24 AuslBG erstellt wurde, berechtigt;

2.

Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer selbständigen

Erwerbstätigkeit und einer unselbständigen Erwerbstätigkeit gemäß § 17 AuslBG berechtigt;Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-

Rot – Karte plus“, der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit und einer

unselbständigen Erwerbstätigkeit gemäß Paragraph 17, AuslBG berechtigt;

3.

Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“, der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für die

eine schriftliche Mitteilung gemäß § 20d Abs. 1 Z 5 AuslBG erstellt wurde, berechtigt;Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“,

der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für die eine schriftliche Mitteilung gemäß

Paragraph 20 d, Absatz eins, Ziffer 5, AuslBG erstellt wurde, berechtigt;

4.

„Niederlassungsbewilligung“, die zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit

berechtigt;

5.

„Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“, die zur befristeten Niederlassung ohne Ausübung einer

Erwerbstätigkeit berechtigt;

6.

„Niederlassungsbewilligung – Angehöriger“, die zur befristeten Niederlassung ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit

berechtigt; die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist nur auf Grund einer nachträglichen quotenpflichtigen

Zweckänderung erlaubt;

7.

Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ für die Dokumentation des unbefristeten Niederlassungsrechts, unbeschadet

der Gültigkeitsdauer des Dokuments;

8.

https://www.jusline.at/gesetz/auslbg/paragraf/17
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Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ für die befristete Niederlassung mit der Möglichkeit, anschließend einen

Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ (Z 7) zu erhalten;Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ für die befristete

Niederlassung mit der Möglichkeit, anschließend einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ (Ziffer 7,) zu erhalten;

9.

(Z 9 Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013)(Ziffer 9, Anmerkung, aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins,

Nr. 68 aus 2013,)

10.

„Aufenthaltsbewilligung“ für einen vorübergehenden befristeten Aufenthalt im Bundesgebiet zu einem bestimmten

Zweck (§§ 58 bis 69).„Aufenthaltsbewilligung“ für einen vorübergehenden befristeten Aufenthalt im Bundesgebiet zu

einem bestimmten Zweck (Paragraphen 58 bis 69).

(2)...“

§ 24 NAG lautet (auszugsweise):Paragraph 24, NAG lautet (auszugsweise):

„Verlängerungsverfahren

§ 24. (1) Verlängerungsanträge (§ 2 Abs. 1 Z 11) sind vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels, frühestens

jedoch drei Monate vor diesem Zeitpunkt, bei der örtlich zuständigen Behörde im Inland einzubringen; § 23 gilt.

Danach gelten Anträge als Erstanträge. Nach Stellung eines Verlängerungsantrages ist der Antragsteller, unbeschadet

der Bestimmungen nach dem FPG, bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag weiterhin rechtmäßig im

Bundesgebiet aufhältig. Über die rechtzeitige Antragstellung kann dem Fremden auf begründeten Antrag eine

einmalige Bestätigung im Reisedokument angebracht werden, die keine längere Gültigkeitsdauer als drei Monate

aufweisen darf. Diese Bestätigung berechtigt zur visumfreien Einreise in das Bundesgebiet. Der Bundesminister für

Inneres ist ermächtigt, Form und Inhalt der Bestätigung durch Verordnung zu regeln.Paragraph 24, (1)

Verlängerungsanträge (Paragraph 2, Absatz eins, ZiFer 11,) sind vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels,

frühestens jedoch drei Monate vor diesem Zeitpunkt, bei der örtlich zuständigen Behörde im Inland einzubringen;

Paragraph 23, gilt. Danach gelten Anträge als Erstanträge. Nach Stellung eines Verlängerungsantrages ist der

Antragsteller, unbeschadet der Bestimmungen nach dem FPG, bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag

weiterhin rechtmäßig im Bundesgebiet aufhältig. Über die rechtzeitige Antragstellung kann dem Fremden auf

begründeten Antrag eine einmalige Bestätigung im Reisedokument angebracht werden, die keine längere

Gültigkeitsdauer als drei Monate aufweisen darf. Diese Bestätigung berechtigt zur visumfreien Einreise in das

Bundesgebiet. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, Form und Inhalt der Bestätigung durch Verordnung zu

regeln.

(2) …

(4) Mit einem Verlängerungsantrag (Abs. 1) kann bis zur Erlassung des Bescheides ein Antrag auf Änderung des

Aufenthaltszwecks des bisher innegehabten Aufenthaltstitels oder auf Änderung des Aufenthaltstitels verbunden

werden. Sind die Voraussetzungen für den beantragten anderen Aufenthaltszweck oder Aufenthaltstitel nicht erfüllt,

ist darüber gesondert mit Bescheid abzusprechen und der bisherige Aufenthaltstitel mit dem gleichen

Aufenthaltszweck zu verlängern, soweit die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen.(4) Mit einem

Verlängerungsantrag (Absatz eins,) kann bis zur Erlassung des Bescheides ein Antrag auf Änderung des

Aufenthaltszwecks des bisher innegehabten Aufenthaltstitels oder auf Änderung des Aufenthaltstitels verbunden

werden. Sind die Voraussetzungen für den beantragten anderen Aufenthaltszweck oder Aufenthaltstitel nicht erfüllt,

ist darüber gesondert mit Bescheid abzusprechen und der bisherige Aufenthaltstitel mit dem gleichen

Aufenthaltszweck zu verlängern, soweit die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen.

§ 45 NAG lautet (auszugsweise):Paragraph 45, NAG lautet (auszugsweise):

„Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“

§ 45. (1) Drittstaatsangehörigen, die in den letzten fünf Jahren ununterbrochen zur Niederlassung berechtigt waren,

kann ein Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erteilt werden, wenn sieParagraph 45, (1) Drittstaatsangehörigen, die

in den letzten fünf Jahren ununterbrochen zur Niederlassung berechtigt waren, kann ein Aufenthaltstitel

„Daueraufenthalt – EU“ erteilt werden, wenn sie

1.
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die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und

2.

das Modul 2 der Integrationsvereinbarung (§ 14b) erfüllt haben.das Modul 2 der Integrationsvereinbarung (Paragraph

14 b,) erfüllt haben.

(2)…

§ 3 Abs. 2 Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG) lautet: Paragraph 3, Absatz 2, Ausländerbeschäftigungsgesetz

(AuslBG) lautet:

„Voraussetzungen für die Beschäftigung von Ausländern

(1) …

(2) Ein Ausländer darf, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, eine Beschäftigung nur antreten

und ausüben, wenn für ihn eine Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung erteilt oder eine

Anzeigebestätigung ausgestellt wurde oder wenn er eine für diese Beschäftigung gültige „Rot-Weiß-Rot – Karte“, „Blaue

Karte EU“ oder „Aufenthaltsbewilligung – Künstler“ oder eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, eine

„Aufenthaltsberechtigung plus“, einen Befreiungsschein (§ 4c) oder einen Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ oder

„Daueraufenthalt – EU“ besitzt.(2) Ein Ausländer darf, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, eine

Beschäftigung nur antreten und ausüben, wenn für ihn eine Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung

erteilt oder eine Anzeigebestätigung ausgestellt wurde oder wenn er eine für diese Beschäftigung gültige „Rot-Weiß-Rot

– Karte“, „Blaue Karte EU“ oder „Aufenthaltsbewilligung – Künstler“ oder eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, eine

„Aufenthaltsberechtigung plus“, einen Befreiungsschein (Paragraph 4 c,) oder einen Aufenthaltstitel

„Familienangehöriger“ oder „Daueraufenthalt – EU“ besitzt.

§ 8. (1) Die Beschäftigungsbewilligung ist mit der AuDage zu verbinden, daß der Ausländer nicht zu schlechteren Lohn-

und Arbeitsbedingungen beschäftigt wird, als sie für die Mehrzahl der bezüglich der Leistung und QualiOkation

vergleichbaren inländischen Arbeitnehmer des Betriebes gelten.Paragraph 8, (1) Die Beschäftigungsbewilligung ist mit

der AuDage zu verbinden, daß der Ausländer nicht zu schlechteren Lohn- und Arbeitsbedingungen beschäftigt wird, als

sie für die Mehrzahl der bezüglich der Leistung und QualiOkation vergleichbaren inländischen Arbeitnehmer des

Betriebes gelten.

Gemäß Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei vom 19. September 1980 über die

Entwicklung der Assoziation (ARB 1/80) hat ein türkischer Arbeitnehmer, der dem regulären Arbeitsmarkt eines

Mitgliedstaates angehört, in diesem MitgliedstaatGemäß Artikel 6, Absatz eins, des Beschlusses Nr. 1/80 des

Assoziationsrates EWG-Türkei vom 19. September 1980 über die Entwicklung der Assoziation (ARB 1/80) hat ein

türkischer Arbeitnehmer, der dem regulären Arbeitsmarkt eines Mitgliedstaates angehört, in diesem Mitgliedstaat

     -   nach einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäftigung Anspruch auf Erneuerung seiner Arbeitserlaubnis bei dem

gleichen Arbeitgeber, wenn er über einen Arbeitsplatz verfügt;

     -   nach drei Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung - vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einzuräumenden Vorrangs - das Recht, sich für den gleichen Beruf bei einem

Arbeitgeber seiner Wahl auf ein unter normalen Bedingungen unterbreitetes und bei den Arbeitsämtern dieses

Mitgliedsstaates eingetragenes anderes Stellenangebot zu bewerben;

     -   nach vier Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung freien Zugang zu jeder von ihm gewählten Beschäftigung im

Lohn- oder Gehaltsverhältnis.

Gemäß Art. 6 Abs. 2 des ARB 1/80 werden der Jahresurlaub und die Abwesenheit wegen Mutterschaft, Arbeitsunfall

oder kurzer Krankheit den Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung gleichgestellt. Die Zeiten unverschuldeter

Arbeitslosigkeit, die von den zuständigen Behörden ordnungsgemäß festgestellt worden sind, sowie die Abwesenheit

wegen langer Krankheit werden zwar nicht den Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung gleichgestellt, berühren

jedoch nicht die aufgrund der vorherigen Beschäftigungszeiten erworbenen Ansprüche.Gemäß Artikel 6, Absatz 2, des

ARB 1/80 werden der Jahresurlaub und die Abwesenheit wegen Mutterschaft, Arbeitsunfall oder kurzer Krankheit den

Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung gleichgestellt. Die Zeiten unverschuldeter Arbeitslosigkeit, die von den



zuständigen Behörden ordnungsgemäß festgestellt worden sind, sowie die Abwesenheit wegen langer Krankheit

werden zwar nicht den Zeiten ordnungsgemäßer Beschäftigung gleichgestellt, berühren jedoch nicht die aufgrund der

vorherigen Beschäftigungszeiten erworbenen Ansprüche.

Zur Säumnisbeschwerde:

Gemäß § 8 Abs. 1 VwGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der EntscheidungspDicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG

(Säumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn die Behörde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn

gesetzlich eine kürzere oder längere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist

beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er

einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht auf ein überwiegendes Verschulden

der Behörde zurückzuführen ist.Gemäß Paragraph 8, Absatz eins, VwGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der

EntscheidungspDicht gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiFer 3, B-VG (Säumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn

die Behörde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kürzere oder längere

Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der

Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen,

wenn die Verzögerung nicht auf ein überwiegendes Verschulden der Behörde zurückzuführen ist.

Entsprechend der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 73 AVG – welche grundsätzlich auch

im Säumnisbeschwerdeverfahren vor den Verwaltungsgerichten herangezogen werden kann – hat die normierte

sechsmonatige Frist sowohl für die Behörde als auch für die Verfahrensparteien rechtliche Bedeutung. Dies bedeutet

für die Behörde, dass sie innerhalb dieser Frist den Bescheid zu erlassen hat, für die Verfahrenspartei hingegen, dass

sie vor Ablauf dieser Frist keine zulässige Säumnisbeschwerde einbringen kann (vgl. etwa VwGH 26.03.1996, Zl.

95/19/1047, so auch Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 1. AuD., K 4 zu §

8).Entsprechend der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 73, AVG – welche

grundsätzlich auch im Säumnisbeschwerdeverfahren vor den Verwaltungsgerichten herangezogen werden kann – hat

die normierte sechsmonatige Frist sowohl für die Behörde als auch für die Verfahrensparteien rechtliche Bedeutung.

Dies bedeutet für die Behörde, dass sie innerhalb dieser Frist den Bescheid zu erlassen hat, für die Verfahrenspartei

hingegen, dass sie vor Ablauf dieser Frist keine zulässige Säumnisbeschwerde einbringen kann vergleiche etwa VwGH

26.03.1996, Zl. 95/19/1047, so auch Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 1. AuD., K 4

zu Paragraph 8,).

Der vom Beschwerdeführer am 26.07.2013 persönlich eingebrachte Antrag auf Erteilung einer

Niederlassungsbewilligung nach der damals geltenden Rechtslage wurde bis zur Einbringung der Säumnisbeschwerde

am 11.08.2014 keiner bescheidmäßigen Erledigung zugeführt. Es wurden von der belangten Behörde keine Gründe

vorgebracht und sind auch nach der Aktenlage keine Hinweise darauf vorhanden, dass die Verzögerung durch ein

Verschulden des Beschwerdeführers oder durch unüberwindliche Hindernisse verursacht worden sei (VwGH

28.01.1992, Zl. 91/04/0125 u.a.).

Die nach Ablauf von sechs Monaten nach Antragstellung eingebrachte Säumnisbeschwerde gemäß § 130 Abs. 1 Z 3 B-

VG ist demnach zulässig und berechtigt.Die nach Ablauf von sechs Monaten nach Antragstellung eingebrachte

Säumnisbeschwerde gemäß Paragraph 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG ist demnach zulässig und berechtigt.

Ab Vorlage der Beschwerde ist die Zuständigkeit, über die betriebene Verwaltungsangelegenheit zu entscheiden, auf

das Verwaltungsgericht übergegangen. Dieses hat in der Verwaltungssache zu entscheiden, ohne dass ein

ausdrücklicher Abspruch über die Stattgebung der Säumnisbeschwerde vorzunehmen ist (VwGH 27.05.2015, Ra

2015/19/0075).

Zum verfahrensgegenständlichen Antrag vom 26.07.2013:

Das Verwaltungsgericht Wien hat mangels anzuwendender Übergangsbestimmungen im gegenständlichen Fall die

Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt seiner Entscheidung zu beachten, sohin das Niederlassungs- und

Aufenthaltsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2005 in der Fassung BGBl. I Nr. 122/2015.Das Verwaltungsgericht Wien hat mangels

anzuwendender Übergangsbestimmungen im gegenständlichen Fall die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt seiner

Entscheidung zu beachten, sohin das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus

2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2015,.
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Entscheidungswesentlich ist, ob dem Beschwerdeführer eine Rechtsposition nach dem ARB 1/80 zukommt und, ob er

eine Berechtigung nach dem Art. 6 Abs. 1 und 2 des Beschlusses erworben hat.Entscheidungswesentlich ist, ob dem

Beschwerdeführer eine Rechtsposition nach dem ARB 1/80 zukommt und, ob er eine Berechtigung nach dem Artikel 6,

Absatz eins und 2 des Beschlusses erworben hat.

Der Beschwerdeführer, ein türkischer Staatsangehöriger, ist rechtmäßig nach Österreich eingereist, hält sich aufgrund

des rechtzeitig vor Ablauf des letzten Aufenthaltstitels „Studierender“ gültig bis 14.09.2013, eingebrachten

Verlängerungsantrages (verbunden mit einem Zweckänderungsantrag gemäß § 24 Abs. 4 NAG rechtmäßig im

Bundesgebiet auf. Er geht aufgrund einer ihm erteilten Beschäftigungsbewilligung einer unselbstständigen

Erwerbstätigkeit und beabsichtigt auch weiterhin einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachzugehen. Er kann sich

somit auf Art. 13 ARB 1/80 berufen.Der Beschwerdeführer, ein türkischer Staatsangehöriger, ist rechtmäßig nach

Österreich eingereist, hält sich aufgrund des rechtzeitig vor Ablauf des letzten Aufenthaltstitels „Studierender“ gültig

bis 14.09.2013, eingebrachten Verlängerungsantrages (verbunden mit einem Zweckänderungsantrag gemäß

Paragraph 24, Absatz 4, NAG rechtmäßig im Bundesgebiet auf. Er geht aufgrund einer ihm erteilten

Beschäftigungsbewilligung einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit und beabsichtigt auch weiterhin einer

unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachzugehen. Er kann sich somit auf Artikel 13, ARB 1/80 berufen.

Aus dem Wortlaut des Art. 6 Abs. 1 ARB 1/80 ergibt sich, dass der erste und der zweite Gedankenstrich dieser

Bestimmung die Voraussetzungen regeln, unter denen ein türkischer Arbeitnehmer, der rechtmäßig in das

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats eingereist ist und dort die Erlaubnis erhalten hat, eine Beschäftigung auszuüben,

seine Tätigkeit im Aufnahmemitgliedstaat ausüben kann: Nach einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäftigung darf er

weiterhin bei demselben Arbeitgeber arbeiten (erster Spiegelstrich) und nach drei Jahren ordnungsgemäßer

Beschäftigung kann er sich - vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten einzuräumenden Vorrangs

- für den gleichen Beruf auf ein Stellenangebot eines anderen Arbeitgebers bewerben (zweiter Spiegelstrich). Im

Gegensatz dazu verleiht Abs. 1 dritter Spiegelstrich (nach vier Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung) dem

türkischen Arbeitnehmer nicht nur das Recht, sich auf ein vorliegendes Stellenangebot zu bewerben, sondern auch

uneingeschränkten Zugang zu jeder von ihm frei gewählten Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis (vgl. EuGH

Urteil 07.07.2005, Rs C-383/03, Dogan; EuGH Urteil 10.01.2006, Rs C-230/03, Sedef).Aus dem Wortlaut des Artikel 6,

Absatz eins, ARB 1/80 ergibt sich, dass der erste und der zweite Gedankenstrich dieser Bestimmung die

Voraussetzungen regeln, unter denen ein türkischer Arbeitnehmer, der rechtmäßig in das Hoheitsgebiet eines

Mitgliedstaats eingereist ist und dort die Erlaubnis erhalten hat, eine Beschäftigung auszuüben, seine Tätigkeit im

Aufnahmemitgliedstaat ausüben kann: Nach einem Jahr ordnungsgemäßer Beschäftigung darf er weiterhin bei

demselben Arbeitgeber arbeiten (erster Spiegelstrich) und nach drei Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung kann er

sich - vorbehaltlich des den Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten einzuräumenden Vorrangs - für den gleichen Beruf

auf ein Stellenangebot eines anderen Arbeitgebers bewerben (zweiter Spiegelstrich). Im Gegensatz dazu verleiht

Absatz eins, dritter Spiegelstrich (nach vier Jahren ordnungsgemäßer Beschäftigung) dem türkischen Arbeitnehmer

nicht nur das Recht, sich auf ein vorliegendes Stellenangebot zu bewerben, sondern auch uneingeschränkten Zugang

zu jeder von ihm frei gewählten Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis vergleiche EuGH Urteil 07.07.2005, Rs

C-383/03, Dogan; EuGH Urteil 10.01.2006, Rs C-230/03, Sedef).

Da der Beschwerdeführer seit 15.04.2014, somit über ein Jahr ununterbrochen einer nicht bloß untergeordneten

unselbstständigen Erwerbstätigkeit als TaxichauFeur im Ausmaß von zumindest 20 Wochenstunden beim selben

Arbeitgeber Ne. GmbH nachgeht und auch weiterhin beabsichtigt, dieser Beschäftigung als TaxichauFeur beim selben

Arbeitgeber nachzugehen, erfüllt er mit Ablauf des 14.04.2015 die Voraussetzungen nach Art. 6 Abs. 1 erster

Spiegelstrich ARB 1/80 und hat demnach Anspruch auf die Verlängerung seiner arbeitsmarktrechtlichen Bewilligung

und auf ein entsprechendes Aufenthaltsrecht zwecks Durchsetzung der beschäftigungsrechtlichen Position.

Dementsprechend wurde die Beschäftigungsbewilligung vom Arbeitsmarktservice Wien bereits bis 13.04.2016

verlängert. Darüber hinaus hat der Beschwerdeführer jedoch noch keine weiteren Rechte, insbesondere nicht das

Recht auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt im Sinne des Art 6 Abs. 1 dritter Spiegelstrich nach Art 6 ARB 1/80

erworbenen, da er noch nicht drei Jahre beim selben Arbeitgeber beschäftigt gewesen ist (vgl. EuGH Urteil 10. Jänner

2006, Rs C-230/03, Sedef). Entgegen dem Beschwerdevorbringen des Beschwerdeführers kommt eine Hinzurechnung

der Zeiten der unverschuldeten Arbeitslosigkeit und Krankheit vor dem erstmaligen Erwerb einer Berechtigung nach

Art. 6 Abs. 1 erster Spiegelstrich ARB 1/80 nicht in Betracht (vgl. EuGH 26. Oktober 2006, Rechtssache C-4/05, Güzeli).
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Aus einer selbstständigen Erwerbstätigkeit lassen sich zudem keine Ansprüche nach Art 6 ARB erster bis dritter

Spiegelstrich ableiten. Da der Beschwerdeführer seit 15.04.2014, somit über ein Jahr ununterbrochen einer nicht bloß

untergeordneten unselbstständigen Erwerbstätigkeit als TaxichauFeur im Ausmaß von zumindest 20 Wochenstunden

beim selben Arbeitgeber Ne. GmbH nachgeht und auch weiterhin beabsichtigt, dieser Beschäftigung als TaxichauFeur

beim selben Arbeitgeber nachzugehen, erfüllt er mit Ablauf des 14.04.2015 die Voraussetzungen nach Artikel 6, Absatz

eins, erster Spiegelstrich ARB 1/80 und hat demnach Anspruch auf die Verlängerung seiner arbeitsmarktrechtlichen

Bewilligung und auf ein entsprechendes Aufenthaltsrecht zwecks Durchsetzung der beschäftigungsrechtlichen

Position. Dementsprechend wurde die Beschäftigungsbewilligung vom Arbeitsmarktservice Wien bereits bis

13.04.2016 verlängert. Darüber hinaus hat der Beschwerdeführer jedoch noch keine weiteren Rechte, insbesondere

nicht das Recht auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt im Sinne des Artikel 6, Absatz eins, dritter Spiegelstrich

nach Artikel 6, ARB 1/80 erworbenen, da er noch nicht drei Jahre beim selben Arbeitgeber beschäftigt gewesen ist

vergleiche EuGH Urteil 10. Jänner 2006, Rs C-230/03, Sedef). Entgegen dem Beschwerdevorbringen des

Beschwerdeführers kommt eine Hinzurechnung der Zeiten der unverschuldeten Arbeitslosigkeit und Krankheit vor

dem erstmaligen Erwerb einer Berechtigung nach Artikel 6, Absatz eins, erster Spiegelstrich ARB 1/80 nicht in Betracht

vergleiche EuGH 26. Oktober 2006, Rechtssache C-4/05, Güzeli). Aus einer selbstständigen Erwerbstätigkeit lassen sich

zudem keine Ansprüche nach Artikel 6, ARB erster bis dritter Spiegelstrich ableiten.

Dem Wortlaut des ARB 1/80 sind nach der aktuellen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes keine expliziten

aufenthaltsrechtlichen Vergünstigungen zu entnehmen (vgl. Akyürek, Das Assoziationsabkommen EWG-Türkei, 124).

Allerdings impliziert ein Recht auf Beschäftigung notwendigerweise ein Aufenthaltsrecht. Dieses Aufenthaltsrecht als

Folge des Rechts auf Zugang zum Arbeitsmarkt und auf die tatsächliche Ausübung einer Beschäftigung ist ab diesem

Zeitpunkt unmittelbar aus dem ARB 1/80 herzuleiten und wird nicht erst durch die Erteilung einer entsprechenden

nationalen Erlaubnis begründet. Deshalb hat eine Aufenthaltserlaubnis für die Anerkennung des Aufenthaltsrechtes

nur eine deklaratorische Bedeutung und Beweisfunktion (vgl. auch dazu Akyürek, a.a.O., 124f, sowie das hg. Erkenntnis

vom 10.11.2009, 2008/22/0687) . Dem Wortlaut des ARB 1/80 sind nach der aktuellen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes keine expliziten aufenthaltsrechtlichen Vergünstigungen zu entnehmen vergleiche Akyürek,

Das Assoziationsabkommen EWG-Türkei, 124). Allerdings impliziert ein Recht auf Beschäftigung notwendigerweise ein

Aufenthaltsrecht. Dieses Aufenthaltsrecht als Folge des Rechts auf Zugang zum Arbeitsmarkt und auf die tatsächliche

Ausübung einer Beschäftigung ist ab diesem Zeitpunkt unmittelbar aus dem ARB 1/80 herzuleiten und wird nicht erst

durch die Erteilung einer entsprechenden nationalen Erlaubnis begründet. Deshalb hat eine Aufenthaltserlaubnis für

die Anerkennung des Aufenthaltsrechtes nur eine deklaratorische Bedeutung und Beweisfunktion vergleiche auch

dazu Akyürek, a.a.O., 124f, sowie das hg. Erkenntnis vom 10.11.2009, 2008/22/0687).

Zum Antrag des Beschwerdeführers auf Erteilung einer Niederlassungsbewilligung:

Ein türkischer Staatsangehöriger ist nicht von vornherein niederlassungsberechtigt (vgl. das hg. Erkenntnis vom

04.11.2008, 2008/22/0559). Ab dem Zeitpunkt, ab dem er aufgrund eines legalen Aufenthaltes und einer

entsprechenden (bewilligten) Beschäftigung eine Berechtigung nach Art. 6 ARB erlangt habe, war er jedoch im Sinn des

§ 21 Abs. 2 Z 2 NAG ("Fremde, die bisher rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen waren, auch wenn sie zu dieser

Niederlassung keine Bewilligung oder Dokumentation nach diesem Bundesgesetz benötigt haben") rechtmäßig im

Bundesgebiet niedergelassen (vgl. VwGH vom 10.11.2009, 2008/22/0687 mit weiteren Judikaturhinweisen). Ein

türkischer Staatsangehöriger ist nicht von vornherein niederlassungsberechtigt vergleiche , das hg. Erkenntnis vom

04.11.2008, 2008/22/0559). Ab dem Zeitpunkt, ab dem er aufgrund eines legalen Aufenthaltes und einer

entsprechenden (bewilligten) Beschäftigung eine Berechtigung nach Artikel 6, ARB erlangt habe, war er jedoch im Sinn

des Paragraph 21, Absatz 2, ZiFer 2, NAG ("Fremde, die bisher rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen waren,

auch wenn sie zu dieser Niederlassung keine Bewilligung oder Dokumentation nach diesem Bundesgesetz benötigt

haben") rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen vergleiche VwGH vom 10.11.2009, 2008/22/0687 mit weiteren

Judikaturhinweisen).

Fallbezogen hat der Beschwerdeführer mit Ablauf der ununterbrochenen, einjährigen Beschäftigung am 15.04.2015

eine Rechtsposition gemäß Art 6 erster Spiegelstrich erlangt und gilt somit auch als niedergelassen.Fallbezogen hat der

Beschwerdeführer mit Ablauf der ununterbrochenen, einjährigen Beschäftigung am 15.04.2015 eine Rechtsposition

gemäß Artikel 6, erster Spiegelstrich erlangt und gilt somit auch als niedergelassen.

Eine Niederlassungsbewilligung, wie am 26.07.2013 beantragt, gebe dem Beschwerdeführer gemäß § 8 Abs. 1 Z 4 NAG
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in der geltenden Fassung allerdings lediglich die Berechtigung zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer

selbständigen Erwerbstätigkeit, die aber nicht von Art. 6 ARB umfasst ist (vgl. VwGH 23.06.3015, Ro 2014/22/0038).Eine

Niederlassungsbewilligung, wie am 26.07.2013 beantragt, gebe dem Beschwerdeführer gemäß Paragraph 8, Absatz

eins, ZiFer 4, NAG in der geltenden Fassung allerdings lediglich die Berechtigung zur befristeten Niederlassung und zur

Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit, die aber nicht von Artikel 6, ARB umfasst ist vergleiche VwGH

23.06.3015, Ro 2014/22/0038).

Mit dem FNG-Anpassungsgesetz, BGBl. I Nr. 38/2013 wurde u.a. die Vorgaben der Richtlinie 2011/98/EU über ein

einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet

eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für

Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten (im Folgenden: Rahmenrichtlinie), ABl.

Nr. L 343 vom 23.12.2011 im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz umgesetzt. Damit wurde ein einheitliches

Antragsverfahren für die Erteilung einer kombinierten Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis für bestimmte

Drittstaatsangehörige eingeführt. Die bis 31.12.2013 im NAG vorgesehene Niederlassungsbewilligung zwecks

Ausübung einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit mit entsprechender arbeitsmarktrechtlicher Bewilligung ist sohin

mit 01.01.2014 entfallen.Mit dem FNG-Anpassungsgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2013, wurde u.a. die

Vorgaben der Richtlinie 2011/98/EU über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für

Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein

gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten

(im Folgenden: Rahmenrichtlinie), ABl. Nr. L 343 vom 23.12.2011 im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz umgesetzt.

Damit wurde ein einheitliches Antragsverfahren für die Erteilung einer kombinierten Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis

für bestimmte Drittstaatsangehörige eingeführt. Die bis 31.12.2013 im NAG vorgesehene Niederlassungsbewilligung

zwecks Ausübung einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit mit entsprechender arbeitsmarktrechtlicher Bewilligung ist

sohin mit 01.01.2014 entfallen.

Der Beschwerdeführer ergänzte seinen Antrag im Zuge des Beschwerdeverfahrens in der Stellungnahme vom

16.02.2015 dahingehend, dass er einen Aufenthaltstitel beantrage, der ihn zu einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit

entsprechend der ihm erteilten beschäftigungsrechtlichen Bewilligung ermächtige.

Das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz kennt allerdings keinen gesonderten Aufenthaltstitel für türkische

Staatsangehörige, welche Ansprüche aus Art 6 oder 7 ARB 1/80 ableiten können.Das Niederlassungs- und

Aufenthaltsgesetz kennt allerdings keinen gesonderten Aufenthaltstitel für türkische Staatsangehörige, welche

Ansprüche aus Artikel 6, oder 7 ARB 1/80 ableiten können.

Als Aufenthaltstitel, die zu einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit berechtigen sind im NAG: die „Rot-Weiß-Rot –

Karte“, die „Blaue Karte EU“ gemäß §§ 41 und 42 NAG, Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“, Aufenthaltstitel

„Angehöriger“ sowie ein „Daueraufenthalt –EG. Die Voraussetzungen für die genannten Aufenthaltstitel sind beim

Beschwerdeführer nicht gegeben. Er ist weder Schlüsselkraft, übt keine hochqualiOzierte Tätigkeit aus und ist auch

nicht Familienangehöriger oder Angehöriger im Sinne des NAG.Als Aufenthaltstitel, die zu einer unselbstständigen

Erwerbstätigkeit berechtigen sind im NAG: die „Rot-Weiß-Rot – Karte“, die „Blaue Karte EU“ gemäß Paragraphen 41 und

42 NAG, Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“, Aufenthaltstitel „Angehöriger“ sowie ein „Daueraufenthalt –EG. Die

Voraussetzungen für die genannten Aufenthaltstitel sind beim Beschwerdeführer nicht gegeben. Er ist weder

Schlüsselkraft, übt keine hochqualiOzierte Tätigkeit aus und ist auch nicht Familienangehöriger oder Angehöriger im

Sinne des NAG.

Der Beschwerdeführer machte zwar geltend, dass ihm aufgrund des in Österreich seit 2004 verbrachten rechtmäßigen

Aufenthaltes auch ein unbefristeter Aufenthaltstitel zustünde, die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt-

EU“ wurde jedoch nicht ausdrücklich beantragt. Auch hat der Beschwerdeführer nicht nachgewiesen, dass er die

Voraussetzungen gemäß § 45 Abs. 1 Z 2 NAG erfüllt. Der Beschwerdeführer machte zwar geltend, dass ihm aufgrund

des in Österreich seit 2004 verbrachten rechtmäßigen Aufenthaltes auch ein unbefristeter Aufenthaltstitel zustünde,

die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt-EU“ wurde jedoch nicht ausdrücklich beantragt. Auch hat der

Beschwerdeführer nicht nachgewiesen, dass er die Voraussetzungen gemäß Paragraph 45, Absatz eins, ZiFer 2, NAG

erfüllt.

Sofern der Beschwerdeführer darauf abstellt, dass ihm aufgrund der Stillhalteklausel gemäß Art 13 ARB 1/80 auch der
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unbefristete Aufenthaltstitel unabhängig von den geltenden Voraussetzungen gemäß § 45 NAG zustünde, ist

festzuhalten, dass der Beschwerdeführer durch die Nichterteilung eines „Daueraufenthalt-EG“ in seinen Recht auf

Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt nicht beschränkt wird, wenn ihm ein Aufenthaltstitel für die Dauer von 12

Monaten ohnedies erteilt wird.Sofern der Beschwerdeführer darauf abstellt, dass ihm aufgrund der Stillhalteklausel

gemäß Artikel 13, ARB 1/80 auch der unbefristete Aufenthaltstitel unabhängig von den geltenden Voraussetzungen

gemäß Paragraph 45, NAG zustünde, ist festzuhalten, dass der Beschwerdeführer durch die Nichterteilung eines

„Daueraufenthalt-EG“ in seinen Recht auf Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt nicht beschränkt wird, wenn ihm

ein Aufenthaltstitel für die Dauer von 12 Monaten ohnedies erteilt wird.

Der noch in Betracht kommende Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot - Karte plus“ berechtigt den Beschwerdeführer zu

einem befristeten Aufenthalt im Bundesgebiet und zu einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit, umfasst allerdings

einen unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt. Das Verwaltungsgericht Wien verkennt nicht, dass der

Beschwerdeführer nach Art 6 ARB 1/80 noch keinen unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt erworben hat. Der

noch in Betracht kommende Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot - Karte plus“ berechtigt den Beschwerdeführer zu einem

befristeten Aufenthalt im Bundesgebiet und zu einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit, umfasst allerdings einen

unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt. Das Verwaltungsgericht Wien verkennt nicht, dass der Beschwerdeführer

nach Artikel 6, ARB 1/80 noch keinen unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt erworben hat.

Für den Beschwerdeführer, welcher nunmehr aufgrund der erworbenen Ansprüche nach Art 6 ARB auch

niedergelassen ist (vgl. das zitierte Erkenntnis des VwGH vom 10.11.2009), kommt entsprechend dem beantragten

Aufenthaltszweck, nach Ansicht des Verwaltungsgerichts Wien kein anderer Aufenthaltstitel als „Rot-Weiß-Rot – Karte

plus“ in Betracht, ungeachtet dessen, dass dem erteilten Aufenthaltstitel selbst nur deklarative Wirkung zukommt. Für

den Beschwerdeführer, welcher nunmehr aufgrund der erworbenen Ansprüche nach Artikel 6, ARB auch

niedergelassen ist vergleiche das zitierte Erkenntnis des VwGH vom 10.11.2009), kommt entsprechend dem

beantragten Aufenthaltszweck, nach Ansicht des Verwaltungsgerichts Wien kein anderer Aufenthaltstitel als „Rot-Weiß-

Rot – Karte plus“ in Betracht, ungeachtet dessen, dass dem erteilten Aufenthaltstitel selbst nur deklarative Wirkung

zukommt.

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.

Die ordentliche Revision ist zulässig, da eine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die ordentliche Revision ist zulässig, da eine Rechtsfrage im Sinne des Artikel 133,

Absatz 4, B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt.

Es fehlt an einer Rechtsprechung, welcher Aufenthaltstitel nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz in der

geltenden Fassung BGBl. I Nr. 122/2015 einem aufenthaltsberechtigten türkischen Staatsangehörigen, welcher

Ansprüche nach Art. 6 erster Spiegelstrich des ARB 1/80 bereits erworben hat und beabsichtigt weiter

unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachzugehen, zu erteilen ist.Es fehlt an einer Rechtsprechung, welcher

Aufenthaltstitel nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz in der geltenden Fassung Bundesgesetzblatt Teil

eins, Nr. 122 aus 2015, einem aufenthaltsberechtigten türkischen Staatsangehörigen, welcher Ansprüche nach Artikel

6, erster Spiegelstrich des ARB 1/80 bereits erworben hat und beabsichtigt weiter unselbstständigen Erwerbstätigkeit

nachzugehen, zu erteilen ist.

Schlagworte

Säumnisbeschwerde; Frage hinsichtlich des zu erteilenden Aufenthaltstitels nach dem idgF für einen

aufenthaltsberechtigten türkischen Staatsangehörigen, welcher Ansprüche nach Art. 6 erster Spiegelstrich des ARB

1/80 bereits erworben hat und beabsichtigt weiter unselbstständigen Erwerbstätigkeit nachzugehen
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Quelle: Landesverwaltungsgericht Wien LVwg Wien, http://www.verwaltungsgericht.wien.gv.at
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